
Amtsblatt
der

Stadt Erkelenz

Ausgabe Nr.: 25 12017
Herausgabe, Druck, Vertrieb:
Stadt Erkelenz, Der Bürgermeister
Hauptamt
Johannismarkt 17
41812 Erkelenz
Tel.: +49 2431 85-0

ERKELENZ
Tradition und Fortschritt

Erscheinungstag: 13. Oktober 2017



Amtsblatt der Stadt Erkelenz Nr. 25

Inhalt:

1. Öffentliche Bekanntmachung der 2. Änderung des Bebauungsplanes
Nr. XXII Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich,
Berverath“, Erkelenz-Mitte; hier:
a) Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses
b) Öffentliche Auslegung gern. § 13 Abs. 1 und 2 (vereinfachtes Verfahren)
i. V, m. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch 5. 288

2. Öffentliche Bekanntmachung des Bebauungsplanes Nr. Vlll/4
„Gewerbegebiet Gewerbestraße Süd“, Erkelenz-Mitte
hier: Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB 5. 291

3. Öffentliche Bekanntmachung des Bebauungsplanes Nr. VlII/5
„Gewerbegebiet Gewerbestraße SüdlTenholter Straße“, Erkelenz-Mitte
hier: Satzungsbeschluss gern. § 10 BauGB S. 294

4. Öffentliche Bekanntmachung des Bebauungsplanes Nr. XIX/4 „Gewerbe
und Industriepark Commerden westlich B 57, Erkelenz-Mitte
hier: Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 8. 297

5. Öffentliche Bekanntmachung des Bebauungsplanes Nr. 0300.1/2 ‚Meister
Gerhard-Straße“, Erkelenz-Gerderath; hier:
a) Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses
b) Termin für die frühzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gern. § 3 Abs. 1
Baugesetzbuch S. 303

6. Öffentliche Bekanntmachung der 11. Änderungssatzung vom 09. Oktober
2017 zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Erkelenz vom 17. April
2008 in der Fassung der 10. Änderungssatzung vom 24. Februar 2017 5. 305

7. Öffentliche Bekanntmachung der Verordnung über das Offenhalten von
Verkaufsstellen vom 12.10.2017 8. 307

Herausgeber des Amtsblattes ist der Bürgermeister der Stadt Erkelenz.
Bezugsmög ich keiten:

- kostenlos bei der Stadtverwaltung, Johannismarkt 17, Empfang,
- kostenlos bei Banken und Sparkassen im Stadtgebiet Erkelenz,
- kostenlos per E-Mail über das Hauptamt (anfordern unter Tel. 85-1 73),
- kostenlos abrufbar auf der Homepage der Stadt Erkelenz unter der Rubrik Rat & Verwaltung

Bürgerportal / Veröffentlichungen / Amtsblatt,
- gegen Erstattung einer Kostenpauschale in Höhe von 35,-- Euro/Jahr im Abonnement.



Seite 288 Amtsblatt der Stadt Erkelenz Nr. 25 13. Oktober 2011

Öffentliche Bekanntmachung

Bauleitplan:

Ortsteil:

2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XXII Umsiedlung
Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath‘
Erkelenz-Mine

Hier: a) Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses
b) Öffentliche Auslegung gern, § 13 Abs. 1 und 2 (vereinfachtes
Verfahren) LV.m. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch
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a) Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaftsförderung und
Betriebe hat in seiner Sitzung am 26.09.2017 beschlossen, die 2. Anderung
des Bebauungsplanes Nr. XXII „Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter
/Obe,westrich, Berverath“, Erkelenz-Mitte, aufzustellen.

b) Des weiteren hat der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen,
Wirtschaftsförderung und Betriebe in seiner Sitzung am 26.09.2017
beschlossen, den Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XXII
„Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath“, Erkelenz-
Mitte, gern. § 13 Abs. 1 und 2 (vereinfachtes Verfahren) in Verbindung mit § 3
Abs. 2 und § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch auf die Dauer eines Monats öffentlich
auszulegen.

Gemäß diesem Beschluss liegt der Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes
Nr. XXII „Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath“,
Erkelenz-Mitte,

vom 23.10.2017 bis 24.11.2017

in der Stadtverwaltung Erkelenz, Planungsamt, Johannismarkt 17, während der
Dienststunden zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.

Der Planbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XXII „Umsiedlung
Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath“, Erkelenz-Mitte, umfasst fünf
Teilbereiche des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes.

Der Bebauungsplan Nr. XXII „Urnsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich,
Berverath“, Erkelenz-Mitte, erlangte seine Rechtskraft am 22.01.2016.

Mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XXII „Umsiedlung Keyenberg,
Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath“, Erkelenz-Mitte, wird das Ziel verfolgt, den
Bebauungsplan an den Grundstücksbedarf der Umsiedlung anzupassen.

In drei Änderungsbereichen des Plangebietes der vorgesehenen 2. Änderung sollen
die zeichnerischen Festsetzungen zur Zulässigkeit von Garagen, Carports und
Stellplätzen an die im übrigen Plangebiet getroffenen Regelungen angepasst
werden.
In einem Änderungsbereich am südöstlichen Rand des Quartiers Kuckum soll in
einer Teilfläche des festgesetzten MD der Ausschluss gem. § 1 Abs. 5 und 8
BauNVO von Wohngebäuden und Wohnnutzung und für Verkehrsfiächen die
Zweckbestimmung Widschaftsweg aufgehoben sowie die Wendeanlage einer
Stichstraße geändert werden.
In einem Änderungsbereich der zwischen Berverath und Kuckum festgesetzten
öffentlichen Grünflächen sollen die Flächen für Versorgungsanlagen Elektrizität dem
durch den Versorgungsträger gemeldeten Bedarf angepasst werden.

Die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes bleiben unverändert bestehen.

Gem. § 13 Abs. 3 Baugesetzbuch wird darauf hingewiesen, dass eine
Umweltprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
nicht durchgeführt wird.

Während der öffentlichen Auslegung können Stellungnahmen schriftlich vorgetragen
werden oder beim Planungsamt, Johannismarkt 17, zur Niederschrift erklärt werden.
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Über fristgerecht abgegebene Stellungnahmen beschließt der Rat der Stadt
Erkelenz. Gern. § 3 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht
abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den o. a. Bauleitplan
unberücksichtigt bleiben können und das ein Antrag nach § 47 der
Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend
gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder
verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.

rkel nz, den 13.10.2017

t nsen
ür er eis er
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Öffentliche Bekanntmachung

Bauleitplan: Bebauungsplan Nr. VIII/4 „Gewerbegebiet Gewerbestraße Süd“

Ortsteil: Erkelenz-Mitte

hier: Satzungsbeschluss gern. § 10 BauGB

Katasteramt ‘Heinsberg
‚DGl<
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Der Rat der Stadt Erkelenz hat in seiner Sitzung am 04.10.2017 für den o. a.
Planbereich den Bebauungsplan Nr. VIIl/4 „Gewerbegebiet Gewerbestraße Süd“,
Erkelenz-MiUe, gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) vom 23.09.2004 (BGBI. 1. 5.
2414) in der zur Zeit gültigen Fassung als Satzung beschlossen. Der Bebauungsplan
Nr. Vlll/4 „Gewerbegebiet Gewerbestraße Süd“, Erkelenz-Mitte, der durch
Zeichnung, Schrift und Text das neue Planrecht für den o. a. Planbereich festsetzt,
liegt mit Begründung ab sofort auf Dauer zu jedermanns Einsicht während der
Dienststunden bei der Stadtverwaltung, Planungsamt, Johannismarkt 17, aus.

Er triff mit der Bekanntmachung in Kraft.

Auf die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie die Frist für deren
Geltendmachung ( 214 und 215 BauGB i.V.m. § 233 Abs. 2 Satz 1 BauGB vom
23.09.2004 (BGBI. 1. 5. 2414) in der zur Zeit gültigen Fassung wird hingewiesen.

Unbeachtlich werden gemäß § 215 BauGB

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB beachtliche Verletzung der
dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des
Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des
Abwägungsvorganges,

wenn sie nicht innerhalb von 1 Jahr seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes
schriftlich gegenüber der Stadt Erkelenz unter Darlegung des die Verletzung
begründeten Sachverhaltes geltend gemacht worden sind.

Auf die Vorschriften der § 39 if. des Baugesetzbuches über die Entschädigung von
durch die Bauleitplanung eintretende Vermögensnachteile sowie über die Fälligkeit
und das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen.

BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG

Der Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan Nr. Vlll/4 „Gewerbegebiet
Gewerbestraße Süd“, Erkelenz-Mitte, sowie Ort und Zeit der Auslegung werden
hiermit, wie oben dargelegt, öffentlich bekannt gemacht.

Die Bekanntmachung erfolgt gemäß § 10 des Baugesetzbuches vom 23.09.2004
(BGBI. 1. 5. 2414) in der zur Zeit gültigen Fassung in Verbindung mit der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW 5. 666), zuletzt geändert durch das
Gesetz vom 24.05.2011 (GV NRW 6.271) und Artikel 18 der Hauptsatzung der Stadt
Erke!enz vom 17.04.2008 in der zur Zeit gültigen Fassung.

Gemäß § 214 i. V. m. § 215 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung
von Verfahrens- und Formvorschriften des Baugesetzbuches bei der Aufstellung des
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vorstehend genannten Bebauungsplanes unbeachtlich ist, wenn sie nicht schriftlich
innerhalb von einem Jahr nach der Bekanntmachung der Satzung gegenüber der
Stadt Erkelenz geltend gemacht worden ist.
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung oder die
Bekanntmachung als Satzung verletzt worden sind.

Sollten durch die Festsetzungen des vorstehenden Bebauungsplanes die im § 44
Abs. 3 Satz 1 und 2 des Baugesetzbuches genannten Vermögensnachteile
eingetreten sein, kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung verlangen.
Er kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die vorgenannten Vermögensnachteile eingetreten sind,
die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

Gemäß § 7 (6) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen wird darauf
hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der
Gemeindeordnung bezüglich der obigen Bauleitplanung nach Ablauf eines Jahres
seit dieser Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungs
gemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

13.10. 20 17



Seite 294 Amtsblatt der Stadt Erkelenz Nr. 25 13. Oktober 2017

Öffentliche Bekanntmachung

Bauleitplan: Bebauungsplan Nr. VIll/5 „Gewerbegebiet Gewerbestraße
Südifenholter Straße“

Ortsteil: Erkelenz-Mitte

hier: Satzungsbeschluss gern. § 10 BauGS
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Der Rat der Stadt Erkelenz hat in seiner Sitzung am 04.10.2017 für den o. a.
Planbereich den Bebauungsplan Nr. VlIl/5 „Gewerbegebiet Gewerbestraße
Südifenholter Straße“, Erkelenz-Mitte, gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) vom
23.09.2004 (BGBI. 1. 5. 2414) in der zur Zeit gültigen Fassung als Satzung
beschlossen. Der Bebauungsplan Nr. Vlll/5 „Gewerbegebiet Gewerbestraße
Südrrenholter Straße“, Erkelenz-Mitte, der durch Zeichnung, Schrift und Text das
neue Planrecht für den o. a. Planbereich festsetzt, liegt mit Begründung ab sofort auf
Dauer zu jedermanns Einsicht während der Dienststunden bei der Stadtverwaltung,
Planungsamt, Johannismarkt 17, aus.

Er tritt mit der Bekanntmachung in Kraft.

Auf die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie die Frist für deren
Geltendmachung ( 214 und 215 BauGB i.V.m. § 233 Abs. 2 Satz 1 BauGB vom
23.09.2004 (BGBI. 1. 5. 2414) in der zur Zeit gültigen Fassung wird hingewiesen.

Unbeachtlich werden gemäß § 215 BauGB

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB beachtliche Verletzung der
dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des
Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des
Abwägungsvorganges,

wenn sie nicht innerhalb von 1 Jahr seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes
schriftlich gegenüber der Stadt Erkelenz unter Darlegung des die Verletzung
begründeten Sachverhaltes geltend gemacht worden sind.

Auf die Vorschriften der § 39 if. des Baugesetzbuches über die Entschädigung von
durch die Bauleitplanung eintretende Vermögensnachteile sowie über die Fälligkeit
und das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen.

BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG

Der Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan Nr. Vlll/5 „Gewerbegebiet
Gewerbestraße Südrrenholter Straße“, Erkelenz-Mitte, sowie Ort und Zeit der Aus
legung werden hiermit, wie oben dargelegt, öffentlich bekannt gemacht.

Die Bekanntmachung erfolgt gemäß § 10 des Baugesetzbuches vom 23.09.2004
(BGBI. 1. 5. 2414) in der zur Zeit gültigen Fassung in Verbindung mit der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW 8. 666), zuletzt geändert durch das
Gesetz vom 24.05.2011 (GV NRW 5. 271) und Artikel 18 der Hauptsatzung der Stadt
Erkelenz vom 17.04.2008 in der zur Zeit gültigen Fassung.
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Gemäß § 214 1. V. m. § 215 BauGS wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung
von Verfahrens- und Formvorschriften des Baugesetzbuches bei der Aufstellung des
vorstehend genannten Bebauungsplanes unbeachtlich ist, wenn sie nicht schriftlich
innerhalb von einem Jahr nach der Bekanntmachung der Satzung gegenüber der
Stadt Erkelenz geltend gemacht worden ist.
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung oder die
Bekanntmachung als Satzung verletzt worden sind.

Sollten durch die Festsetzungen des vorstehenden Bebauungsplanes die im § 44
Abs. 3 Satz 1 und 2 des Baugesetzbuches genannten Vermögensnachteile
eingetreten sein, kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung verlangen.
Er kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die vorgenannten Vermögensnachteile eingetreten sind,
die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

Gemäß § 7 (6) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen wird darauf
hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der
Gemeindeordnung bezüglich der obigen Bauleitplanung nach Ablauf eines Jahres
seit dieser Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungs
gemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

E 13.10.20 17
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Öffentliche Bekanntmachung

Bauleitplan:

Ortsteil:

Bebauungsplan Nr. XIX/4 „Gewerbe- und Industriepark
westlich B57
Erkelenz-Mitte

Commerden

hier: Öffentliche Auslegung gern. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch

i i 1 ntra— &JLS

Übersicht über den Geltungsbereich
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Der Rat der Stadt Erkelenz hat in seiner Sitzung am 22.02.2017 die Aufstellung des
Bebauungsplanes Nr. XIXI4 „Gewerbe- und Industriepark Commerden westlich B57“,
Erkelenz-Mitte, beschlossen.
Ziel und Zweck der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. XIXJ4 „Gewerbe- und In
dustriepark Commerden westlich 857“, Erkelenz-Mitte, ist die Entwicklung eines Ge
werbestandortes am südwestlichen Ortsrand Erkelenz-Mitte, im Bereich des im Re
gionalplan dargestellten Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereiches.

Das Plangebiet südlich der A46, westlich der B57 hat eine Flächengröße von ca. 17
ha. Das Plangebiet ist unmittelbar über die B57 und Kreisverkehrsplatz B57 an das
überörtliche und örtliche Verkehrsnetz angebunden.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes und der Festsetzung eines Gewerbe-
gebietes (GE) n. § 8 BauNVO sollen die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen
für einen weiteren Gewerbestandort im Bereich des Gewerbe- und lndustrieparks
Commerden geschaffen werden. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr.
XIX/4 umfasst eine erste Teilfläche des insgesamt rd. 32 ha umfassenden Gewerbe
standortes westlich der 57 / südlich der A46.

Es sind folgende Arten umweltbezogener Informationen verfügbar:

1. 2 Fachbeiträge

• Artenschutzprüfung, Kölner Büro für Faunistik
Bericht vom März 2016

• Verkehrsuntersuchung zur Anbindung des Industrie- und Gewerbegebietes
GIPCO-IV, lngenieurgesellschaft für Verkehrswesen mbH, Mai 2017

2. Umweltbericht mit umweltrelevanten Informationen für die Schutzgüter:

Mensch
Bei der Umsetzung einer gewerblichen Nutzung im Plangebiet werden die Häuser
von Commerden auch nach Westen von Gewerbeflächen eingeschlossen und die
Belastungen für die Anwohner durch gewerbliche Immissionen entsprechend stei
gen. Zur Einhaltung der Anforderungen an gesunde Arbeits- und Wohnverhältnisse
erfolgt eine Gliederung des Gebietes nach Abstandserlass. Die einschränkende
Festsetzung resultiert aus der Entfernung zu den nächstgelegenen Mischgebieten
der Ortslage Commerden.

Das Gewerbegebiet wird im Osten an einen vorhandenen Kreisverkehr an der B 57
mit einer unmittelbaren Zufahrt zur Anschlussstelle Erkelenz-Süd der A 46 angebun
den. Die neue Erschließungsstraße endet im Plangebiet mit einem Wendehammer
ohne weitere Zufahrtstraßen. So werden neue verkehrliche Immissionen in den an
grenzenden Wohngebieten vermieden. Aufgrund der hohen Lärmvorbelastung durch
die Autobahn sowie der günstigen Erschließung sind keine erheblich nachteiligen
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen durch vorhabenbezogene Verkehre
zu erwarten.

Die stark vorbelastete Funktion der Fläche als landschaftliche Kulisse und Erholungs
raum für Spaziergänger und Radfahrer wird weiter eingeschränkt bzw. geht verloren.



13. Oktober 2017 Amtsblatt der Stadt Erkelenz Nr. 26 Seite 299

Landschaft, Tiere und Pflanzen und die biologische Vielfalt
Mit der Planung wird eine großfiächige Versiegelung und Bebauung der Fläche vor
bereitet. Bei der Planungsumsetzung kommt es im Bereich der zulässigen Bebauung
und Versiegelung zu einem nahezu vollständigen Verlust der noch bestehenden Ha
bitatpotenziale für Pflanzen und Tiere.

Hiervon sind nahezu ausschließlich die intensiv genutzten Ackerflächen des Plange
bietes betroffen. Für die Flora ist dies bezogen auf die aktuelle Pflanzenvielfalt quali
tativ von vergleichsweise geringer Bedeutung, quantitativ geht jedoch eine große
Fläche als potenzieller Pfianzenstandort verloren.

Für das vorbelastete Umfeld ist durch die Bebauung eine weitere Störungszunahme
bzgl. Lärm, Beunruhigung und Kulisseneffekten zu erwarten. Betroffen sind neben
weiteren Ackerflächen auch die randlichen Gehölzstrukturen. Aufgrund der starken
Vorbelastung ist dies nur als bedingt erheblich anzusehen.

Planungsrelevante Vogelarten nutzen das Plangebiet und sein Umfeld als Nah
rungsgäste. In der Umgebung des Plangebietes liegen jedoch Flächen mit einer ver
gleichbaren Eignung als Nahrungshabitat, so dass Ausweichmöglichkeiten für die
Arten bestehen. Vorhabensbedingt sind darüber hinaus keine unmittelbaren Gefähr
dungen von Eiern oder Jungvögeln noch direkte Zerstörungen oder Beeinträchtigun
gen von Fortpflanzungs- und Ruhestäffen planungsrelevanter Arten zu erwarten.

Potenziell denkbare Fortpflanzungs- oder Ruhestätten von Fledermäusen liegen
nicht im Bereich des eigentlichen Vorhabengebiets. Unter Berücksichtigung der Ver
meidungsmaßnahmen sind artenschutzrechtliche Betroffenheiten auszuschließen.

Boden
Bei der Realisierung der geplanten Bebauung kommt es in vergleichsweise großem
Umfang zu einer dauerhaften Zerstörung besonders schutzwürdiger, sehr fruchtbarer
Böden durch großflächige Versiegelung und Überbauung.

Bei Bau und Betrieb eines Gewerbegebietes besteht zudem grundsätzlich ein Risiko
für Schadstoffeinträge durch mögliche Unfälle, Leckagen, etc. Nutzungsbedingt kann
es im Umfeld der Versiegelungsflächen zu einem Eintrag von Schadstoffen aus Rei
fen- und Bremsabrieb, bei Unfällen auch zum Eintrag weiterer Schadstoffe kommen.

Im Bereich der festgesetzten Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft ist grundsätzlich mit einer positiven Entwicklung des
Schutzguts Boden zu rechnen. Allerdings müssen Schäden im Zuge der Bauphase
(Verdichtung durch Befahren etc.) durch entsprechende Maßnahmen verhindert wer
den.

Im Bereich der geplanten Entwässerungsfläche ist mit Veränderungen des Boden-
aufbaus durch den Bau und mit Veränderungen des lokalen Wasserhaushalts durch
den Betrieb der Anlage zu rechnen.

Wasser
Durch die zulässigen Versiegelungen im Bereich von Gebäuden und Verkehrsflä
chen gehen Versickerungsflächen bzw. Flächen zur Grundwasserneubildung in einer
Größenordnung von rd. 132.000 m2verloren.

Durch die Anlage einer Versickerungsfläche können die Auswirkungen auf den loka
len Wasserhaushalt gemindert werden.
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Bei Bau und Betrieb eines Gewerbegebietes besteht grundsätzlich ein Risiko für
Schadstoffeinträge durch mögliche Unfälle, Leckagen, etc.

Es ist davon auszugehen, dass die gewerbliche Nutzung einen zusätzlicher Wasser
verbrauch und ein zusätzliches Abwasseraufkommen verursacht. Die Entsorgung
des Schmutzwassers kann über die Abwasserreinigungsanlage Erkelenz erfolgen.

Oberflächengewässer sind durch die Planung nicht betroffen.

Luft und Klima
Lokaiklimatisch ist bei der geplanten Gewerbeentwicklung am Standort mit einer
Umwandlung von Freiflächen in ein bioklimatisch ungünstigeres Gewerbeklima zu
rechnen. Dies kann insbesondere im Hochsommer und im Zuge der zu erwartenden
Folgen des Klimawandels zu einer stark verringerten Aufenthaltsqualität führen. Im
Zentrum des bestehenden Gewerbegebietes können sich diese Effekte durch die
Vergrößerung nach außen weiter verstärken. Diese Effekte könnten grundsätzlich
durch Maßnahmen der Begrünung (Grünflächen, Dach- und Fassadenbegrünungen)
erheblich verringert werden. Der Bebauungsplan trifft hierzu keine weitergehenden
Vorgaben.

Je nach endgültiger Nutzung der geplanten Gewerbefläche kann es zu einer Erhö
hung der lufthygienischen sowie möglicherweise auch geruchlichen Belastung durch
zusätzlichen Verkehr oder gewerbliche Betriebsabläufe kommen. Der im Bebau
ungsplan festgesetzte Ausschluss von Betrieben bzw. die Gliederung des Gebietes
gemäß Abstandserlass NRW soll erhebliche Auswirkungen der gewerblichen Nut
zung im Geltungsbereich auf die Umgebung vermeiden.

In Bezug auf den globalen Klimaschutz ist tendenziell durch neu entstehende Ver
kehre (insbesondere LKW) und bestimmte Betriebsabläufe mit einem entsprechen
den zusätzlichen Energiebedarf bzw. Ausstoß an Treibhausgasen zu rechnen.

Landschaft

Mit der Planung wird eine großflächige Versiegelung und Bebauung des Bereichs
ermöglicht. Hiermit sind eine weitere, großflächige technische Überprägung des Ag
rarraums südlich von Erkelenz sowie weitere Lärmbelastungen verbunden. Das Ge
biet wird „landschaftsbildlich“ dem Gewerbe- und Industriegebiet zugeschlagen. Der
landwirtschaftliche Aspekt geht verloren.

Die Erholungsfunktionen des Raumes werden entsprechend weiter beeinträchtigt.
Der Radweg am Westrand der geplanten Erweiterungsfläche bleibt zwar grundsätz
lich erhalten, wird aber bereichsweise seinen Feldwegcharakter verlieren. Für Besu
cher des Hauses Hohenbusch wird die gewerbliche Nutzung näher heranrücken, je
doch von der Anlage selbst aus nicht sichtbar sein.

Zusammen mit der bestehenden Gehölzreihe der Feldwegüberführung über die Au
tobahn wird die geplante Eingrünung mit hochwachsenden Gehölzarten am West
rand des Gebietes die Flächen gegenüber der freien Landschaft in Richtung Westen
abschirmen. Nach Süden erfolgt nur eine niederwüchsige Eingrünung.

Kultur- und Sachgüter
Mit der Planung wird eine großflächige Versiegelung und Bebauung der Fläche zu
lässig. Bei Erdarbeiten besteht auf der Fläche grundsätzlich das Risiko der Beschä
digung möglicherweise vorliegender archäologischer Funde.
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Durch eine gewerbliche Bebauung der Fläche wird das weitere Umfeld des Hauses
Hohenbusch verändert. Direkte Blickbeziehungen vom Baudenkmal zum Plangebiet
bestehen aufgrund der Einfriedung der Anlage nicht. Eine gemeinsame Wahrneh
mung des Hauses Hohenbusch und des Plangebietes ist nur aus großer Entfernung
gegeben. Weiterhin stellen die Eingrünung des Hauses Hohenbusch, die Gehölze
entlang der Autobahn, die gehölzbestandene Feldwegeüberführung am Westrand
des Plangebietes und die bereichsweise vorhandenen Straßenbäume von verschie
denen Blickwinkeln aus im betroffenen Raum visuelle Abschirmungen dar. Durch die
Eingrünung am Westrand des geplanten Gewerbegebietes mit hochwachsenden
Gehölzarten wird dieses gegenüber der freien Landschaft weiter abgeschirmt. Auf
grund der weiten Distanzen und der bereits bestehenden Abschirmungen ist nicht mit
erheblich negativen Effekten auf das Denkmalumfeld zu rechnen.

Anderweitige Planungsmöglichkeiten
Nach der Entscheidung über die zukünftige Nutzungskategorie der Fläche in den
übergeordneten Planungsebenen sind auf der Ebene der verbindlichen Bauieitpla
nung insbesondere anderweitige Planungsmöglichkeiten in Form von Planungsvari
anten zu betrachten.

Die ursprüngliche Planung (Stadt Erkelenz, Rahmenplan GIPCO IV, 2010) sieht eine
deutlich stärkere Betonung von „ökologischer, naturnaher Gestaltung und hoher Auf
enthaltsqualität“ sowie der „Gestaltqualität der Gewerbebauten“ mit höherem Grad an
Ein- und Durchgrünung sowie maximalen Gebäudehöhen zwischen 10 und 12 m vor.
Eine Gewerbeentwicklung in diesem Sinne wäre voraussichtlich mit entsprechend
geringeren Auswirkungen auf die Schutzgüter verbunden. Damit verbunden wäre
jedoch eine geringere Ausnutzung des Gewerbegebietes, so dass für das gleiche
Nutzungsangebot wie im Bebauungsplan-Entwurf Nr. XIXI4 eine größere Flächenin
anspruchnahme erforderlich sein würde.

3. Umweltbezogene Stellungnahmen von Fachbehörden und sonstigen Träger
Öffentlicher Belange

• Bergwerksfelder Braunkohlenbergbau, Steinkohlenbergbau, Sümpfungsmaß
nahmen, Grundwasserbeeinflussung, Bodenbewegungen

• Kompensationsmaßnahmen, Ökokonto, landwirtschaftliche Nutzung
• Niederschlagswasser
• Bodendenkmalpflege, Denkmalpflege
• Archäologische Untersuchung
• Trink- und Löschwasserversorgung
• Bundesautobahn
• Grundwassermessstellen
• Artenschutz

Gemäß dem Beschluss des Rates vom 04.10.2017 liegt der Entwurf des Bebau
ungsplanes Nr. XIX/4 „Gewerbe- und Industriepark Commerden westlich B57“, Er
kelenz-Miffe, einschließlich Begründung und der o. a. umweltbezogenen Informatio
nen
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vom 23.10.2017 bis 24.11.2017

in der Stadtverwaltung Erkelenz, Planungsamt, Johannismarkt 17, während der
Dienststunden zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.

Während der öffentlichen Auslegung können Stellungnahmen schriftlich vorgetragen
werden oder beim Planungsamt, Johannismarkt 17, zur Niederschrift erklärt werden.
Uber fristgerecht abgegebene Stellungnahmen beschließt der Rat der Stadt Er
kelenz. Gem. § 3 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht ab
gegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den o. a. Bauleitplan un
berücksichtigt bleiben können und das ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsge
richtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden,
die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend ge
macht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.

n 13.10.2017
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Öffentliche Bekanntmachung
Bauleitplan: Bebauungsplan Nr. 0300.1/2 ‚Meister-Gerhard-Straße‘

Ortsteil: Erkelenz-Gerderath

hier: a) Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses
b) Termin für die frühzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gern.

§ 3 Abs. 1 Baugesetzbuch

\‘\c.1
bersicht über den GeItunqsbereich

GK 5 \‘\\PortPIatz
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a) Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaftsförderung und
Betriebe hat in seiner Sitzung am 25.04.2017 beschlossen, den
Bebauungsplan Nr. 0300.1/2 „Meister-Gerhard-Straße“, Erkelenz-Gerderath,
aufzustellen.

b) Gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch wird am 24.10.2017 in der Zeit von 14.00
Uhr bis 16.30 Uhr in der Stadtverwaltung Erkelenz, Planungsamt,
Johannismarkt 17, die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke
der Planung und voraussichtlichen Auswirkungen der Planung unterrichtet.
Der Öffentlichkeit wird hierbei Gelegenheit zur Außerung und Erörterung
gegeben.

Der Planbereich des aufzustellenden Bebauungsplanes Nr.0300.1/2 “Meister-
Gerhard-Straße“ im Ortsteil Erkelenz-Gerderath, liegt am nördlichen Ortsrand
zwischen der Vossemer Straße und der Meister-Gerhard-Straße.
Bauplanungsrechtlich liegt das rd. 0,6 ha umfassende Plangebiet derzeit im
Außenbereich gem. § 35 BauGB. Das zu überpianende Gebiet wird derzeit als
landwirtschaftliche Flächen genutzt. Westlich, östlich und südlich grenzt an das
Plangebiet die bestehende Wohnbebauung Vossemer Straße, Am Spechterwald und
Lärchenweg.
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes ist die Bereitstellung von
Wohnbaugrundstücken zur Wohnraumversorgung und gezielten Entwicklung des
Siedlungsschwerpunktes Gerderath beabsichtigt.
Die städtebauliche Konzeption sieht eine offene max. 1 bis 2 geschossige Bebauung
mit Einzel- und Doppelhäusern auf rd. 10 Baugrundstücken vor, die an die
bestehende Bebauung der angrenzenden Wohnbebauung anknüpft.

13.10.20 17

r
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11. Änderungssatzung vom 09. Oktober 2017
zur Anderung der Hauptsatzung der Stadt Erkelenz vom 17. April 2008

in der Fassung der 10. Änderungssatzung vom 24. Februar 2017

Präambel

Aufgrund von § 7 Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit § 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe
f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (Gesetz- und Verordnungsblatt NRW, Seiten 666
if.), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.11.2016 (GV. NRW. 5. 966), hat der Rat
der Stadt Erkelenz am 04. Oktober 2017 mit der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl
der Mitglieder des Rates die folgende Änderungen der Hauptsatzung beschlossen:

Artikel 1

§ 4 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

Das Stadtgebiet ist in folgende Stadtbezirke mit den nachgenannten Gemeindeteilen
(Orten) eingeteilt:

Stadtbezirk Gemeindeteile (Orte)
01 Erkelenz mit Bellinghoven, Oerath
02 Gerderath mit Fronderath, Gerderhahn, Moorheide, Vossem
03 Schwanenberg mit Geneiken, Genfeld, Genhof, Granbusch, Lentholt
04 Golkrath mit Houverath, Houverather Heide, Hoven, Matzerath
05 Granterath und Hetzerath mit Commerden, Genehen, Scheidt, Tenholt
06 Lövenich mit Katzem, Kleinbouslar
07 Kückhoven
08 Keyenberg, Keyenberg (neu), Venrath und Borschemich mit Berverath,

Berverath (neu), Etgenbusch, Kaulhausen, Kuckum, Kuckum (neu),
• Mennekrath, Neuhaus, Oberwestrich, Oberwestrich (neu), Terheeg,

Unterwestrich, Unterwestrich (neu), Wockerath
09 Holzweiler, lmmerath und lmmerath (neu) mit Lützerath

Artikel 2

Die vorstehende Änderung der Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen
Bekanntmachung in Kraft.



Seite 306 Amtsblatt der Stadt Erkelenz Nr. 25 13. Oktober 2017

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Änderung der Hauptsatzung wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen wird
darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der
Gemeindeordnung bezüglich der vorstehenden Änderungssatzung nach Ablauf eines
Jahres ab dieser Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt
und dabei die verletzte Rechtsvorschriff und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

Erkelenz, den 09. Oktober 2017
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• -
-.

Offentliche Bekanntmachung ‘.

‚ ‚4 —-

Verordnung
über das Offenhalten von Verkaufsstellen vom 12.10.2017

Aufgrund des § 6 Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten
(Ladenöffnungsgesetz — LÖG NRW) vom 16.11.2006 (GV NRW, 5. 516) in
Verbindung mit § 1 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten auf dem
Gebiet des Arbeits- und technischen Gefahrenschutzes (ZustVO ArbtG) vom
27.11.2012 (GV NRW, 5. 622) in den jeweils geltenden Fassungen hat der Rat der
Stadt Erkelenz in seiner Sitzung am 04.10.2017 für die Stadt Erkelenz folgende
Verordnung erlassen:

§1
Einzelne Termine

(1) Im Rahmen der Durchführung der Veranstaltung „Erkelenzer Adventsdorf
2017“ durch den Gewerbering Erkelenz e.V. dürfen Verkaufsstellen in der
Kernstadt am Sonntag, 03.12.2017 in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr für
den geschäftlichen Verkehr mit Kunden geöffnet sein.

§2
Begriff der Kernstadt

„Kernstadt“ im Sinne dieser Verordnung ist der von den Straßen Nordpromenade,
Ostpromenade, Südpromenade und Westpromenade umschlossene Bereich
einschließlich der Kölner Straße bis zum Bahnhof. Die an den eingrenzenden
Straßen anliegenden Verkaufsstellen werden von der Kernstadt mit erfasst.

§3
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig nach dieser Verordnung handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig über die räumlichen oder zeitlichen Regelungen des § 1 hinaus
Verkaufsstellen offen hält.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung
der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz — LÖG NRW) mit einer
Geldbuße bis zu 5.000,00 € geahndet werden.
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§4
In-! Außer- Kraft - Treten

Diese Verordnung tritt am 03.12.2017 in Kraft und am 04.12.2017 außer Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein
Westfalen wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeordnung bezüglich der vorstehenden Verordnung
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden können, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet,

oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Erkelenz vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Erkelenz, den 12.10.2017

InV tung

D Han einer Gotzen
Ers B igeordneter


